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bekanntlich ist das Jahr 1789 der Wendepunkt für das 
Güterbesitzrecht des Bürgerstandes in Livland gewesen. In dem 
Spalchaber - Raawe'schen Prozesse über Pawassern hatte der 
Senat, dem nur die Frage zur Entscheidung vorlag, ob der 
Edelmann von Spalchaber das Näherrecht  gegen den Bür-
ger Raawe ausüben dürfe, durch Ukas vom 16. März jenes 
Jahres es dem Gerichtshof bürgerlicher Rechtssachen zum Bor-
Wurf gemacht, daß derselbe das adelige Gut Pawassern über-
Haupt einer Person zum Eigenthum zugeschrieben habe, welche 
nach den Gesetzen kein Recht habe Landgüter zu besitzen. Und 
dies Gesetz sollte nach dem Ukase der Punkt 19 der ritter-
schaftlichen Capitulatiou von 1710 seilt. So war denn dieser 
Punkt 19 mit der gemüthlichen Resolution Scheremetjews: 
„wird ratihabirt" — zum ersten Male nach 79 Jahren prak­
tisch geworden. 
Daß dieser Special-Ukas fortan als maßgebend für alle 
ähnlichen Fälle betrachtet wurde, wird um so größeres Staunen 
erregen, wenn man einen Blick in die Acten jener Zeit wirft 
und ersieht, wie correct das Verhalten der einheimischen Be-
Hörden bis zum Jahre 1789 in dieser Frage gewesen ist. 
Mit dem 1. Mai 1784 war das Hypothekenwesen dem 
livländischen Hosgerichte (nach Einführung der Statthalter-
schafts-Verfassung der „Gerichtshof bürgerlicher Rechtssachen") 
übertragen worden. Von da ab bis zum Jahre 1789 
finden wir folgende Fälle in den Hypothekenbüchern registrirt, 
in welchen adelige Landgüter Personen bürgerlichen Standes 
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ohne die geringste Beanstandung zum Eigenthum zugeschrieben 
wurden: 
Am 16. Juli 1784 wurde der Kauscoutract über Wil-
ckenpahlen zwischen dem Eapitaine von Hildebrandt und 
dem Rigascheu Kaufmann und Bürger C.  G.  Br iuckmann 
corroborirt. 
Am 18. Juli 1784 der Kauscoutract über Annenhof 
und Schlot macker sholm zwischen Baron Budberg und dem 
Ael termann Hückelhoven.  
An: 28. October 1784 wurden dem Commerz-Assessor 
Dellingshansen die von ihm meistbietlich erstandenen Güter 
Alt- und Neu-Nempa zum Eigenthum zugeschrieben. 
Dieser Fall ist von besonderem Interesse, weil er beweist, 
daß zu jener Zeit die Bürgerlichen in Oesel nicht weniger als 
in Livland das Recht hatten, Landgüter zum Eigenthum zu 
erwerben. Wie Hupel (9L M. XX. S. 210) mittheilt, war 
D. Kaufmann in Arensburg, wurde erst im Jahre nach jenem 
Kauf (1785) vom Kaiser Joseph II. nobilitirt und dann im 
I. 1786 „in das Adelsbnch des Arensbnrgschen Kreises ein-
getragen." 
Am 10. December 1784 (es soll hier immer nur das 
Datum der Eorroboratiou gegeben werden) kaufte der Kauf-
mann Wichmaun das Gut Schreibershof vom Lieutenant 
von Freimann.  
Am 23. Juli 1785 kaufte Ernst Andr eas Witte das 
Gut Kle in-Eamby von der Landräth in von Rennenkampff .  
Am 28. August 1785 kaufte der Aelteste Fromhold 
das Gut  Martzeu vom Grafen Fermor.  
Am 15. October 1785 kaufte Dr. Römer das Gut 
Soorhos vom Kammerherrn von Reutern.  
Am 1. April 1786 kaufte Gottfried Anger mann das 
Gut Schreyerhof vom Obristen von Weiß mann. 
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Am 7. April 1786 wurde dem Kaufmann Ruhendorff 
das von ihm meistbietlich erstandene Gut Fehren zum Eigen-
thum zugeschrieben. 
Am 13. Mai 1786 verkaufte der Landrath von Bock 
das Gut Podsem au den Kaufmann Wich mann. 
Am 14. August 1786 wurde das von dem (tote es scheint, 
Wende tischen) Stadtseeretair Kröger meistbietlich erstandene 
Gut Tolckenhos ihm zum Eigenthum zugeschrieben. 
Am 8. October 1786 verkaufte der Kammerherr v. d. 
Brüggen das Gut Patoasseru an den Aeltertnann Rcicitoe. 
Dies ist der verhängnisvolle Fall, der zur Quelle alles 
Hebels werden sollte. 
Am 20. October 1786 verkaufte Graf Mannteuffell 
das Gut  Kuf feu au den Pastor  Pantzer .  
Am 7. April 1787 kaufte der Secretaire Müller das 
Gut Rüssel  von Margaretha von Buschen.  
Am 18. Juni 1787 verkaufte die Majorin von Vos-
beck das Gut  Luh^de-Gro ßhof  au den Rathsherrn Johann 
Röt tger  Schröder.  
Am 5. August 1787 verkaufte Dauiel SteinHauer 
das Gut  Wohlershos an den Postmeister  Radecki .  
Am 10. August 1787 verkaufte Frau von Bölckerfahm 
das Gut  Kle iu-Wrangelshof  an det t  Lemsalschen Bür­
ger in eister  Wentzel l .  
Am 8. April 1788 verkauften die von Bellingshansen-
schett Erben das Gut Lahentagge ans Oesel (s. o.) an den 
Pastor  Luce.  
Am 7. Juli 1788 verkaufte der Major vott Kawer das 
Gut Lop er an det t  Advokaten Michael  Font in.  
Dies ist der letzte Fall der Eigenthumszuschreibung eines 
adeligen Gutes an einen Bürgerlichen in den Hypothekenacten des 
damaligen Gerichtshofes bürgerlicher Rechtssachen. Der Ukas vom 
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16. März 1789 fiel wie ein Blitz aus heitern: Himmel hinein 
und gleich bei dem nächsten Kanfcontract (vom 6. Juni 1789) 
zeigten sich seine Wirkungen.  Der Kaufmann Wich mann 
verkauf te das Gut  Schreibers Hof  au den Ludwig von 
Hertel, welcher, zum Nachweise seiner Besitzsähigkeit, den ihm 
„vom Gouvernements-Marschall und den Kreisdeputirteu er-
theilteu Adelsbrief" producireu mußte. 
Am 7. December desselben Jahres verkaufte der Lem-
falsche Bürgermeister Sprotte das Gut Kulsdorff mit 
Lembskül l  an seinen Schwiegersohn Chr is t ian von Wessel .  
Ein für nicht berechtigt erklärter Eigentümer verkaufte also 
ein Landgut und das wurde corroborirt. Mit diesem wider­
spruchsvollen Falle schließt das Jahr 1789 und das Recht 
des Bürgerstandes ab. 
Es ist vorhin gesagt worden, daß die Corroboration aller 
der angeführten Contraete, resp. Meistbote ohne die geringste 
Beanstandung erfolgt fei. Aber nicht ohne Widerspruch. Dies 
ist ein Kapitel von ganz eigenthümlichem Interesse, dessen Nutz-
auweudung auf den heutigen Tag wir unfern Lesern über-
lassen wollen. 
Am 19. August 1784 war ein Ukas an sämmtliche Statt-
halterschasts- und Gouvernements-Regierungen ergangen, In-
Halts dessen gelegentlich eines in Tnla vorgekommenen Falles, 
wo ein Kaufmann Gribanow einen Hofesmenschen vom Guts-
besitzer Jepischkow gekauft hatte, vorgeschrieben wurde, daß die 
Krepostbehördeu auf den Namen solcher Personen, welche nnbe-
wegliches Vermögen, Leute und Bauern zu besitzen nicht be-
rechtigt seien, uuter keinen Umständen Krepost- und ähnliche 
Acte vollziehen sollten. 
Der Magistrat der Stadt Riga, an den dieser Ukas vom 
„Gouvernements-Magistrat" zur „Nachachtung und genauen 
Erfüllung" gesandt worden war, wandte sich am 26. October 
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1784 an den Gerichtshof bürgerlicher Rechtssachen mit der 
Vorstellung: „wie der Magistrat der Stadt diese hohe Ukase 
in Ansehung der russischen Leute und Bauern anss Genaueste 
zu befolge« nicht ermangeln werde, so müsse er auch zugleich 
dabei bemerken, daß wegen der Land-Güter in Liefland der Fall 
einer zu verweigernden Verfchreibnng und Bestätigung hier gar 
nicht vorkomme» könne; denn da nach dieser hohen Ukase nur 
denen keine Corroborationes der Kaufbriefe über Güter ausge-
fertigt werden sollten, die kein Recht hätten, dergleichen zu be-
sitzen, so könne selbige Ukase die hiesigen Bürgere nicht be-
treffen, weil dieselben bekanntermaßen nach den Privilegien 
dieser Stadt das unstreitigste Recht hätten, Land-Güter an sich 
zu kaufen und zu besitzen. Diese Berechtigung sei unter meh­
reren andern schon aus den sub A. B. C. und D. hier ange­
bogenen Beilagen auf das deutlichste und nnwidersprechlichste zu 
ersehen, als in welchen es ausdrücklich heiße, daß die Bürgere 
dieser Stadt die Freiheit haben, Laild-Güter an sich zu bringen 
und zu besitzen, daß der Adel so wenig vom Ankauf der Häuser 
in der Stadt, als der Bürger vom Ankauf der Land-Güter 
ausgeschlossen werden könne, und daß die Bürger wie von 
alters her bei ihren Gütern und deren Besitz in und außer der 
Stadt und im Lande verbleiben sollen. Und diese sowie alle 
übrigen Berechtigungen und Privilegien dieser Stadt seien noch 
neuerlich unterm 3. Julii 1783 von unserer huldreichsten 
Monarchin mit dem nachdrücklichsten Befehle, daß sie ihrem 
genauesten Inhalte nach beobachtet werden sollen, allergnädigst 
bestätiget worden." 
Die Beilagen enthalten einen Extract aus dem Corpus 
privilegiorum Stephani Eegis von 1581 §§ 18 und 19, 
aus dem Corpus privilegiorum Regis Gustavi tAdolphi 
§ 26, aus der köuigl. Resolution vom 22. October 1662 uud 
den Punkt 7 aus der der Stadt Riga am 4. Juli 1710 
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accordirten und von Peter M. am 30. September 1710 con-
firmirten Kapitulation. 
Der Gerichtshof bürgerlicher Rechtssachen wandte sich 
hierauf am 24. März 1785 an die Statthalterschafts-Regierung 
mit einem von dem damaligen Präsidenten, Baron Budberg, 
unterzeichneten Schreiben, folgenden Inhalts: 
„Es habe der Gerichtshof sich bereits dahin ausgesprochen, 
daß der Ukas vom 19. Aug. 1784 nicht bei der teutschen, son­
dern bei der russischen Krepost-Expedition angewandt werden 
möge, 1) weil nach der wohlhergebrachten Gewohnheit dieses 
Landes, welche in der heermeisterlichen, Pohlnischen, schwedischen 
und jetz igen g lore ichen Regierungszei t  obt in i ret ,  jedem ohne 
Unterschied Güter in Liefland zu kaufen freistehe, jedoch 
unter der Conditio», daß solche der dem lieflandifchen Adel durch 
die Landes-Capitulation und Pacta zugestandenen rechtlichen 
Einlösung unterworfen seien, löbliche Gewohnheiten aber dem 
lieflandifchen Adel und dem Lande überhaupt sowie ihre Übrigen 
Privilegia und Immunitäten zc. durch die Landes-Eapitulation 
und die allerhöchste General - Consirmationen und glorieusen 
Friedensschlüsse zu Nystädt und Abo, imgleichen durch die lief-
ländischen Landesordnungen pag. 65 in dem 29sten §pho der 
Ordinantz vom 1. Febr. 1632 bestätigt worden seien; 2) den 
Bürgern der Stadt Riga noch durch besondere Privilegia, den 
18. und 19 §phum Privilegii Regis Stephani de anno 
1581 und den 26 § Privilegii Königs Gustavi Adolphi Land^ 
guter mit Ratihabition zu kaufen freigegeben fei, die königl. 
Resolution d. d. 22. Oetbr. 1662 auch festsetze, daß die von 
Adel so wenig aus der Stadt, als die Bürger von dem Lande 
ausgeschlossen werden können, und durch den 5Osten Punkt der 
General-Capitulation und durch den 7ten Punkt der von Petro 
Magno der Stadt Riga accordirten (Kapitulation denen Bürgern 
und Einwohnern, adelichen und unadelichen, wie von alters her bei 
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ihren Gütern und Privilegien :c. und Besitz, beides in der Stadt 
und auch außer derselben und auf dem Lande bleiben. Wiewohl 
nun aus den angeführten triftigen Beweggründen und aus der 
in Prämissis der hohen Senats-Ukase selbst aufgenommenen, 
Liefland ganz fremden Veranlassung zu solcher zu folgern sein 
würde, daß selbige nicht ertheilt worden sei, um die in Livland 
wohlhergebrachte und bestätigte Gewohnheit, nach welcher Land-
guter ohne Unterschied von einem Jeden reservatis reservandis 
gekauft werden können, aufzuheben; so finde der Gerichtshof 
doch zu Auflösung alles noch übrigen Zweifels und zu seiner 
Sicherheit wider alle demselben daher zu besorgende Verant-
wortnng nöthig, Eine Statthalterschafts-Regieruug zu requirireu, 
des Herrn General-Gouverneuren Erlauchten zu veranlassen, 
obenangezogene hohe Seuats-Ukase der Versammlung der sämmt-
lichen Gerichtshöfe vorzulegen, um gemeinschaftlich in Ueber-
legung zu nehmen: ob darüber einstimmig eine Vorstellung an 
den dirigireuden Senat zu thuu sei oder wie der Gerichtshof es 
damit zu halten habe." 
Die Statthalterschafts-Regierung forderte die Rechtsmeinung 
des Gouvernements-Procureurs darüber ein: ob der erwähnte 
Ukas auch auf  d ie Bürger der Stadt  Riga und der jenigen 
l ie f ländi fcheu Städte,  welche auf  das r ig ische Recht  
fuudiret, auch auf andere unadelige Einwohner hier im 
Lande applicable und denselben der Kauf der Land-Güter, wie 
bishero geschehen, nachzugeben sei. 
Die Antwort — von dem Gouvernements - Anwalt in 
Function des Procureurs und unter Zuziehung des zweiten 
Gouvernements-Anwalts unterm 31. März 1785 ertheilt — 
lautete dahin, daß, da 
lmo: nach dem Privilegio Königs Stephan! de a. 1581 
§§ 18 u 19, nicht weniger nach dem § 26 Privilegii Königs 
Gustav Adolphs die rigischen Bürger das Vorrecht haben sollen, 
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Güter im Lande, wiewohl unter königlicher und landesherrschaft-
licher Genehmigung und Bestätigung, zu kaufen, und 
260: die ehemals nothwendige landesherrschaftliche Geneh­
migung und Bestätigung durch den Gnaden-Bries der Königin 
Hedwig Eleonora and der schwedischen Reichs-Stäude de an. 
1662 d. 22. Octobris gänzlich cessiret, wo es wörtlich heißt: 
„Was die Häuser belangen, worauf der Adel dieselbe 
zu kauseu und zu besitzen Freiheit suchet: Ist Ihro 
Kgl .  Maj .  al lergnädigste Verordnung,  daß die schwe-
dische und liesländische von Adel so wenig aus der 
Stadt als die Bürgere von dem Lande ausgeschlossen 
werden kennen." 
3tio: der König von Schweden in seiner an. 1687 d. 
31. December § 7 pag. der Landes-Ordn. 775 emanirten 
Erklärung über die Roßdienst-Ordnung vom 5. Novbr. 1686 
statuiret, daß auch unadliche Personen adeliche Güter Pfand-
weise oder durch Kauf und vor Bezahlung besitzen können; 
4to: diese vorangezogenen Privilegia und kgl. Statuta den 
Bürgern der Stadt Riga und derjenigen liefländifchen Städte, 
welche auf das rigische Recht gegründet, auch andern unadelichen 
Einwohnern im Lande durch die Landes-Capitulation und den 
glorreichen Nystädtscheu Friedens-Traetat feierlichst zugesichert 
seien und endlich 
5to:  Ihro Kais.  Maj .  nicht  a l le in in  dem al lerhöchsten 
namentlichen Befehle vom 3. Juli 1783 die Städte dieser 
Statthalterschaft insbesondere bei den ihnen verliehenen und be-
stätigteu Gnadenbriefen nach ihrem genauesten Inhalt unver­
letzt geschützt wissen wollen, sondern auch diese allerhöchste 
Intention in dem namentlichen Befehle vom 4. Febr. d. I. 
wiederholend aller gnädigst geäußert — 
aus allen diesen Gründen die ans einer Liefland ganz 
fremden Veranlassung ergangene hohe Ukase vom 19. August 
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1784 auf die mit besonderen Gnadenbriefen versehenen Bürger 
der Stadt  Riga und der jenigen l ies ländischen Städte,  
d ie aus das r ig ische Recht  suudiret  seien,  auch aus an-
dere uuadeliche Einwohner im Lande nicht anwend-
bar sei. 
Hiernach versammelten sich denn am 2. April 1785 auf 
Verfügung des General-Gouvernenrs der Kameralhof und die 
Gerichtshöfe peinlicher uud bürgerlicher Rechtssachen bei der 
Statthalterschafts-Regierung zur Deliberatiou über diese Frage 
und lautet nun das Conferenzprotokoll nach den einleitenden 
Worten folgendermaßen: 
„Nach Verlesung dieser Ukase und des Sentiments des 
Gerichtshofes bürgerlicher Rechtssachen sowohl als der schrift-
lichen Rechts-Meinnng der Herrn Gouvernements-Anwälte ist 
in Erwägung gezogen worden, daß beregte Ukase nach ihrem 
deutlichen Inhalte sich auf die Einrichtung und Verfassung der 
Russischen Provinzen beziehe, in welchen nur allein dem Adel 
das Recht zustehet, Güter, Leute uud Bauern zu besitzen. In 
Lief land hat  h ingegen von je her  auch der Bürger-
stand unbewegliche Güter rechtmäßig besessen, wie 
solches aus Folgendem erhellet: 
1) Außer dem durch eine lange Reihe von Jahren bestä-
tigten Gebrauche, daß auch uuadeliche und bürgerliche Personen 
sowohl zu heermeisterlicher, als Pohluischer, Schwedischer und 
Russischer Regierungszeit in Liefland Land-Güter besessen haben, 
beweiset auch die Erklärung des Königs von Schweden über 
die Roßdieust-Orduung datum Stockholm den 31. Decbr. 1687 
pag. der gedruckten liesländischen Landes-Ordnungen 775, daß 
auch nnadeliche Personen allgemein das Recht gehabt, sowohl 
psand- als kaufweise unbewegliche Güter zu besitzen. Woran 
jedoch dem Adel nach seinen Privilegien das Einlösungsrecht 
zugestanden. 
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2) Besonders aber sind die Bürger der Stadt Riga vom 
Könige Stephano mittelst des Gnadenbrieses vom Jahre 1581 
Privilegirt worden, Land-Güter mit Königlicher Genehmigung 
und Consirmation zu acquiriren. 
3) Ein gleiches Privilegium ist der Stadt und ihren Bür-
gern unter nehmlicher Bedingung vom Könige in Schweden, 
Gustav Adolph, erteilt worden. In der königl. Resolution 
am 22. October 1662 ist aber der Einschränkung, daß allemal 
der königl. Consens gesucht werden müsse, nicht weiter gedacht, 
sondern allgemein festgesetzt worden, „daß die schwedische und 
liesländische vou Adel so wenig aus der Stadt, als die Bürger 
vou dem Lande ausgeschlossen werden können." 
4) Nun sind dem Lande und der Stadt Riga sowohl als 
den andern Städten Lieslands,  welche g le ichfa l ls  auf  
Rig ische Rechte und Gerecht igkei ten fnndir t  s ind und 
in  Ansehung welcher e ine gle iche Gewohnhei t  von je 
her obtinirt hat, ihre Privilegia, Rechte und Gewohnheiten 
durch de» 9teu Punkt des Nystädtschen Friedensschlusses vom 
Jahre 1721, sowie durch deu öOsteu Punkt der accordirten 
General-Capitulatiou bei Uebergabe der Stadt Riga vom 4ten 
Julii 1710, welche von St. kaiserl. Majeste Petro Magno 
Allergnädigst confirmirt worden, ausdrücklich bestätiget. Deuu 
der 9te Punkt des Nystädtschen Friedens lautet also: 
„Se. Czaar. Majest. verspreche» daneben, daß die 
sämmtlichen Einwohner der Provintzien Lief- und Ehst-
land, wie auch Oesel, Adeliche und Unadeliche, und die 
in selbigeu Provintzien befindliche Städte, Magisträte, 
Gilden uud Zünfte bei ihren unter der Schwedischen 
Regierung gehabten Privilegien, Gewohnheiten, Rechten 
und Gerechtigkeiten beständig nnd nnverrückt conserviret, 
gehandhabet nnd geschützt werdeil sollen." 
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Der ratihabirte 50fte Punkt der General-Capitulatiou bei 
Uebergabe der Stadt Riga enthält hingegen Folgendes: 
„Nicht weniger bleiben alle Aemter, Collegia und Ge­
sellschaften der Stadt, imgleichen alle Bürger und Ein-
wohner derselben, Adel und Uuadel, wie von Alters her­
bei ihren Gütern, Privilegien, Rechten, Schrägen, Ver-
richtungen uud Besitz, beydes in der Stadt als auch 
außer derselben und aus dem Lande." 
5) Eben also ist in dein General-Reglement Peters des 
Großen, glorreichesten Gedächtnisses, vorgeschrieben worden, daß 
jede Provintz und Nation des Russischen Reiches nach denen ihr 
Gnädigst eousirmirten Privilegien und Rechten tractirt werden 
soll; und unsere Allergnädigste Landesmutter, die jetztlebende 
Kayserinn Catharina die Zweite, haben mittelst Immännoy-
Ukase vom 3. Julii 1783 Allerhnldreichst befohlen, daß die dem 
Adel und den Städten verliehene und bestätigte Gnadenbriefe 
nach ihrem genauesten Inhalte unverletzt befolgt werden sollen, 
sowie auch solcher Befehl in Absicht der Städte durch die Im-
männoy-Ukase vom 4. Februar 1785 erneuet worden. 
Diefemnach gehet die Meinung der Statthalterschafts-
Regierung und der sämmtlichen Gerichtshöfe, wie auch des die 
Function des Gouvernements - Procureurs verwaltenden Herrn 
Gonvernements-Anwaltes einstimmig dahin, daß die bemeldete 
Ukase vom 19. August 1784 auf die Verfassung dieses Gon-
vernements, welches bei seinen besonderen Rechten erhalten worden, 
nicht Beziehung habe uud daher hiernach bei der Krepost-Expe-
bitten des Gerichtshofes bürgerlicher Rechtssachen keine Abän-
dernng in dem bisherigen Gebrauche zu treffen sei; ausgenommen 
in Ansehung der sich Hieselbst kurze Zeit aushaltenden Personen 
aus andern Russischen Provintzen, wie auch der Leibeigenen, 
intuitu deren nach der Vorschrift solcher Ukase nnabweichlich zu 
verfahren ist. 
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Als weshalb beliebet worden, an die Gerichtshöfe sowohl 
als an das Ober-Landgericht, den Gouvernements-Magistrat, 
die Ober-Rechts-Pflege und das Land-Raths-Colleginm beglaubte 
Abschristen dieses Protokolls zur nachrichtl. Achtung zu senden." 
Dieses Protokoll wurde am 13. Mai 1785 von stimmt-
liehen Gliedern der Conserenz unterzeichnet und im Archive der 
Statthalterschafts - Regierung niedergelegt, nachdem dasselbe in 
Abschrift au die im Protokoll erwähnten Behörden und Antori-
täten versendet worden. 
Ungeachtet dieser Einstimmigkeit in der Anschauung über 
die Güterbesitzsrage, die iu der Conserenz der obersten Be-
Hörden des Landes ihren sprechendsten Ausdruck erhielt, fanden 
sich dennoch damals bereits einzelne Persönlichkeiten, die das 
Reichsrecht über das Laudesrecht stellen zu müssen glaubten. 
Es waren dies die Justizassessoren von Spalchaber und von 
Panssler — beides Mitglieder des Gerichtshofes bürgerlicher 
Rechtssachen. Sie bewahrten sich, bald der Eine, bald Beide, 
in mehreren der obenerwähnten 19 Fälle der Eigenthumszu-
schreibuug von Landgütern an Personen bürgerlichen Standes, 
unter namentlicher Bezugnahme auf den Ukas vom 19. Au-
gust 1784, wegen dessen Anwendbarkeit auf Livland nach ihrer 
Ansicht eine Anfrage höheren Ortes gemacht werden müsse. 
So bei  der  Eorroborat ion des Kaufes von Schreibershof  
seitens des Kaufmanns Wich mann am 10. Deebr. 1784, von 
Pawassern seitens des Aeltermanns Raawe am 8. Oetober 
1786, von Küssen seitens des Pastors Pantzer am 20. Oe­
tober 1786,  von Rüssel  sei tens des Seereta i re Mül ler  am 
7. April 1787, von Wohlershos seitens des Postmeisters 
Radecky am 5.  August  1787,  endl ich von Kle in-Wrangels-
hos sei tens des Lemsalschen Bürgermeisters Sprot te.  Im 
letzterwähnten Falle weist der Assessor von Panssler in seiner 
Bewahrung noch darauf hin, „daß Supplicans kein Rigischer, 
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sondern ein Lemsalscher Bürger sei, von welchen nicht darge-
than, ob sie jemals Güter zu besitzen Privilegirt oder befugt 
gewesen." 
Was des Landes Recht und Brauch war, hat das Con-
ferenz-Protokoll vom 2. April 1785 energisch und würdig con-
statirt. Die Herren von Spalchaber und von Panffler — der 
Erstere aus einer erst unlängst in das Jndigenat ausgenomme-
nen Familie, der Letztere, so viel mau weiß, kein Laudeskind -— 
sind mit ihren, sei es aus Vorliebe für die „Patente" oder 
Haß gegen den Bürgerstand beruhenden Rechtsanschauungen 
isolirt geblieben. Die Mitglieder der alten Geschlechter, die 
mit ihnen im Gerichtshof saßen, der Präsident Baron Budberg, 
die Justizräthe von Berg und von Iarmerstädt, haben ihre An-
griffe auf das Laudesrecht conseqnent und fest zurückgewiesen, 
bis denn der Assessor von Spalchaber, als es mit der Ans-
schließnng der Bürgerlichen vom Güterbesitzrecht nicht gelingen 
wollte, es wenigstens mit dem Näherrechte versuchte und sein 
formell allerdings nnanstreitbarer Näherrechtsanfpruch auf Pa-
wassern seinem Namen jene traurige Berühmtheit verschaffte, 
welche sich an den Senats-Ukas vom 16. März 1789 knüpft. 
Das war der Ausgang des Güterbesitzrechts der Bürger­
lichen in Livland. 
— 
Von der  Censur  er laubt .  Riga ,  am 26.  März  1864.  
Druck von W. F. Hacker in Riga. 
